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Rechtsgrundlagen

Land

Landesbauordnung Rheinland-Pfalz (LBauO) vom 24. November 1998 (GVBI. S. 365), zuletzt
geändert durch § 47 des Gesetzes vom 09. März 2011 (GVBl. S. 47)

Gemeindeordnung für Rheinland-Pfalz (GemO) vom 31. Januar 1994 (GVBI. S.153), zuletzt
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 20. Dezember 2013 (GVBl. S.538)

Landesgesetz zur nachhaltigen Entwicklung von Natur und Landschaft  Rheinland-Pfalz
(Landesnaturschutzgesetz - LNatSchG) vom 28. September 2005 (GVBI. S. 387), zuletzt
geände t durch Verordnung vom 22. Juni 2010 (GVBl. S. 106)

Landeswassergesetz Rheinland-Pfalz (LWG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 22.
Januar 2004 (GVBI. S. 54), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 23. November
2011 ( VBl. S. 402)

Denkmalschutzgesetz Rheinland-Pfalz (DSchG) vom 23. März 1978 (GVBI. S. 159), zuletzt
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 28. September 2010 (GVBl. S. 301)

Bund

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September
2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 11. Juni 2013
(BGBl. I S. 1548)

Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung -
BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Januar 1990 (BGBl. I S.
132), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 11. Juni 2013 (BGBl. I S. 1548)

Verordnung über die Ausarbeitung der Bauleitpläne und die Darstellung des
Planinhalts (Planzeichenverordnung 1990 - PlanzV 90) vom 18. Dezember 1990
(BGBl. I S. 58), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 22. Juli 2011
(BGBl. I S. 1509)

Gesetz über Naturschutz und Landschaftspflege (Bundesnaturschutzgesetz - BNatSchG)
vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes
vom 07. August 2013 (BGBl. I S. 3154)

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Bodenveränderungen und zur Sanierung von
Altlasten (Bundes-Bodenschutzgesetz - BBodSchG) vom 17. März 1998 (BGBl. I S.
502), zuletzt geändert durch Artikel 5 Absatz 30 des Gesetzes vom 24. Februar 2012
(BGBl. I S. 212)

Bundesbodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV) vom 12. Juli 1999
(BGBl. I S. 1554), zuletzt geändert durch Artikel 5 Absatz 31 des Gesetzes
vom 24. Februar 2012 (BGBl. I S. 212)

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der Fassung der Bekanntmachung
vom 24. Februar 2010 (BGBl. I S. 94), zuletzt geändert durch Artikel 10 des Gesetzes
vom 25. Juli 2013 (BGBl. I S. 2749)

Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz - WHG)
vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), zuletzt geändert durch Artikel 2 Abs. 100 des
Gesetzes vom 07. August 2013 (BGBl. I S. 3154)
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III
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Traufhöhe

FH≤19,50m

a -

TH≤12,10m

Maß der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB,  § 16 BauNVO)

Legende

Flurstücksnummer laut Kataster
Flurstücksgrenze laut Kataster

3.60

Art der baulichen Nutzung
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 1 bis 11 der BauNVO)

SO
Sonstiges Sondergebiet mit der Zweckbestimmung
'großflächiger Einzelhandel'
(§ 11 BauNVO)EZH

Bauweise, Baulinien,  Baugrenzen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB,  §§ 22 und 23 der BauNVO)

Baulinie

Baugrenze

Sonstige Planzeichen

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans
(§ 9 Abs. 7 BauGB)

Bemaßung

Gebäude für Wirtschaft oder Gewerbe

Gebäude für öffentliche Zwecke

Gebäude, Wohngebäude

Flurgrenze

Gebäude Abriss

Höhenpunkte bestehendes Glände in m ü. NN143.21

a abweichende Bauweise (siehe textliche Festsetzungen)

GRZ 1,0 Grundflächenzahl 1,0

III Anzahl der Vollgeschosse

TH≤12,10m Traufhöhe max. 12,10 m

FH≤19,50m Firsthöhe max. 19,50 m

2 Traufhöhe + max. 3,50 m

1 Grenzbebauung bis max. 9,00 m Traufhöhe

Textfestsetzungen

Teil A Bauplanungsrechtliche Festsetzungen gemäß BauGB 

1 Art der baulichen Nutzung 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 

SO EZH  = Sonstiges Sondergebiet gemäß § 11 Abs. 3 BauNVO mit der Zweckbestimmung 
„großflächiger Einzelhandel“ 

Im sonstigen Sondergebiet „großflächiger Einzelhandel“ ist die Errichtung eines großflächigen Ein-

Die Firsthöhe (FH) ist definiert als die maximale Differenz zwischen dem obersten Schnittpunkt der 
Dacheindeckung der einzelnen Dachflächen und der Höhe der erschließenden Straße (Endaus-
bau, Straßenmitte) an der das Grundstück erschließenden Seite in Grundstücksmitte. Bei Ausbil-
dung einer Attika gilt hier die Oberkante der Attika als oberer Bezugspunkt. 

2 Barrierefreies Bauen 

Gemäß § 12 Abs. 3a Satz 1 BauGB wird festgesetzt, dass auf Grundlage des § 9 Abs. 2 BauGB 
die Vorhaben-Zulässigkeit auf die im Durchführungsvertrag zu diesem Vorhabenbezogenen Be-
bauungsplan definierte Nutzung beschränkt ist. 

2 Maß der baulichen Nutzung 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 

Das Maß der baulichen Nutzung wird gemäß Eintrag in die Nutzungsschablone (vgl. Planzeich-
nung) über die maximal zulässige Grundflächenzahl (GRZ), die maximale Zahl der Vollgeschosse 
und die Höhe baulicher Anlagen (Traufhöhe TH sowie Firsthöhe FH als Höchstmaß) festgesetzt. 

Die Traufhöhe (TH) ist definiert als die Differenz zwischen dem Schnittpunkt der äußeren 
Wandhaut mit der Oberkante der Dacheindeckung und der Höhe der erschließenden Straße (End-
ausbau, Straßenmitte) an der das Grundstück erschließenden Seite in Grundstücksmitte. Bei Ge-
bäuden mit Attika gilt hier die Oberkante der Attika sowie bei Gebäuden mit Staffelgeschossen die 
Brüstungsoberkante/Attika des darunter liegenden Vollgeschosses als oberer Bezugspunkt. 

Abweichend von der als Maximum definierten Traufhöhe ist für den durch 
ten Bereich  im Kreuzungsbereich der Kugelgartenstraße mit der Marktstraße sowie entlang der 
Kugelgartenstraße eine Überschreitung der Traufhöhe um bis zu 3,50 m zulässig. 

 gekennzeichne-
2

Für die Unterbringung technischer Anlagen und Einrichtungen kann die als Maximum definierte 
Traufhöhe (auch unter Hinzurechnung sonstiger Überschreitungsmöglichkeiten) um weitere bis zu 
0,75 m im Blockinnenbereich überschritten werden. 

3 Überbaubare Grundstücksfläche 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB) 

Die überbaubaren Flächen werden entsprechend der Planzeichnung durch Baulinien gemäß § 23 
Abs. 2 BauNVO und Baugrenzen gemäß § 23 Abs. 3 BauNVO bestimmt. 

4 Bauweise 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB) 

Im Geltungsbereich des Vorhabenbezogenen Bebauungsplans wird eine abweichende Bauweise 
festgesetzt. Zu den Fassaden der Nachbargebäude an der Marktstraße und an der Kugelgarten-
straße sind Gebäude ohne seitlichen Grenzabstand und gegenüber den angrenzenden Straßen 
insgesamt als geschlossene Fassade (Gebäudeblock) in geschlossener Bauweise zu errichten. 

In dem in der Planzeichnung durch 
eine Grenzbebauung über zwei Vollgeschosse bis zu einer Höhe von 9,00 m über Höhenlage der 
das Grundstück erschließenden Straße (Endausbau, Straßenmitte) an der das Grundstück er-
schließenden Seite in Grundstücksmitte zulässig. 

 gekennzeichneten Bereich 1  ist im Blockinnenbereich 

5 Nebenanlagen 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB) 

Im Geltungsbereich des Vorhabenbezogenen Bebauungsplans sind Nebenanlagen im Sinne des 
§ 14 Abs. 2 BauNVO zulässig, sofern Sie in die baulichen Anlagen integriert werden können. 

 

 
Teil B Sortimentsliste der Stadt Landau 

gem. Junker und Kruse, Stadtforschung Planung, Dortmund: Einzelhandelskonzept Stadt Landau 
in der Pfalz, Stand März 2010 

 

 
Teil C Hinweise auf sonstige zu beachtende Vorschriften sowie Richt-

linien 

1 Auffüllungen der Grundstücke / Erdaushub 
Es dürfen nur Mineralien zum Einbau kommen, die nach Bundes-Bodenschutz- und Altlastenver-
ordnung (BBodSchV) den Vorsorgewerten für Böden bzw. den LAGA-Zuordnungswert Z 0 einhal-
ten. Der Einbau von Material, das den vorgenannten Kriterien nicht entspricht, ist rechtzeitig vorab 
durch die zuständige Abfall- und Bodenschutzbehörde zu prüfen. Sollten diese Regelwerke zum 
Zeitpunkt der Bauausführung nicht mehr gültig sein, so sind die zu dem Zeitpunkt gültigen ver-
gleichbaren Regelwerke zu beachten. 

Für Auffüllungen oder dem Einbau von aufbereitetem Abbruch-/ Aushubmaterial sind die LAGA 
M 20 „Anforderungen an die stoffliche Verwertung von mineralischen Abfällen – Technische Re-
geln der Länderarbeitsgemeinschaft Abfall“ in ihrer jeweils aktuellen Fassung zu beachten. Weitere 
Informationen sind der Vollzugshilfe zu § 12 BBodSchV der Länderarbeitsgemeinschaft Boden 
(LABO) und den ALEX-Informationsblättern 24 bis 27 zu entnehmen. 

Öffentlich zugängliche Gebäude, Arbeitsstätten, Straßen, Plätze, Wege, öffentliche Verkehrsanla-
gen und öffentliche Grünanlagen sowie deren Zugänge sollen gemäß DIN 18024-1, 18024-2, 
DIN 18040-1, 18040-2 sowie DIN 18070 barrierefrei gestaltet werden, sodass sie für Menschen mit 
Behinderungen in der allgemein üblichen Weise, ohne besondere Erschwernisse und grundsätz-
lich ohne fremde Hilfe zugänglich und nutzbar sind. 

3 Bautechnik 
Bei der Auswahl der bautechnischen Produkte sollte den Aspekten der Umweltverträglichkeit 
Rechnung getragen werden. 

4 Bergbau / Altbergbau / Bergrechtliches Bewilligungsfeld 
Im Bereich des Bebauungsplanes ist kein Altbergbau dokumentiert und im angrenzenden Bereich 
findet kein aktiver, unter Bergaufsicht stehender, Bergbau statt. 

Bodenbelastungen / Altlasten / schädliche Bodenverunreinigungen 
Sofern Altlasten oder Verunreinigungen des Bodens, des Oberflächenwassers oder des Grund-
wassers mit umweltgefährdenden Stoffen im Zuge der Ausführung von Bauvorhaben bekannt wer-
den, ist die Struktur- und Genehmigungsdirektion Süd (SGD) als Obere Bodenschutzbehörde zu 
informieren. 

5 

Die Anforderungen der DIN 1054, DIN EN 1997-1 und -2, DIN 4020 und DIN 4124 an den Bau-
grund und Baugruben sind zu beachten. 

Der Verbleib des Bodens im Plangebiet ist – soweit baurechtlich zulässig – einem Abtransport vor-
zuziehen. Falls abtransportiert werden muss, sollte eine Wiederverwertung des Bodens angestrebt 
werden. 

Der Aushub ist auf sichtbare Belastungen (Öl, Bitumenreste, Müll, Abbruchmaterial, etc.) und auf 
Fremdgeruch zu prüfen, ggf. sind belastetes und unbelastetes Material zu trennen und das belas-
tete Material ordnungsgemäß zu entsorgen. 

Bodenbelastungen, bei denen Gefahr für die Gesundheit von Menschen, bedeutende Sachwerte 
oder erhebliche Beeinträchtigungen des Naturhaushaltes nicht ausgeschlossen werden können, 
sind der Unteren Bodenschutzbehörde zu melden. 

Anfallende Baustellenabfälle (z.B. Folien, Farben, etc.) und nicht mineralischer Bauschutt sind 
ordnungsgemäß zu entsorgen und dürfen nicht als Auffüllmaterial (Baugrube) verwendet werden. 
Mineralischer Bauschutt ist einer Wiederverwertung zuzuführen (Recycling). Auf §§ 3 und 6 des 
Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KrWG) wird verwiesen. 

Auf das Arbeitsblatt W 405 des Deutschen Vereins des Gas- und Wasserfaches e.V. sowie auf die 
DIN 3221 (Unterflurhydranten), die DIN 3222 (Überflurhydranten) und DIN 4066 (Hinweisschilder 
für die Feuerwehr wird hingewiesen. 

Gemäß § 15 Abs. 1 der Landesbauordnung für Rheinland-Pfalz müssen bauliche Anlagen so an-
geordnet und beschaffen sein, dass nach Ausbruch eines Brandes die Rettung von Menschen und 
Tieren und wirksame Löscharbeiten möglich sind. 

Werden auch Gebäude der Gebäudeklasse 4 gem. § 2 LBau0 errichtet, sind entsprechende Hub-
rettungsgeräte der Feuerwehr bereitzuhalten, mit deren Hilfe die Gebäude innerhalb der Einsatz-
grundzeit von acht Minuten (siehe 5 1 der Feuerwehr-Verordnung) erreicht werden können. 

Außerdem sind entsprechende Feuerwehrzufahrten und Aufstellflächen für die Hubrettungsgeräte 
der Feuerwehr zu berücksichtigen. 

Zur Löschwasserversorgung muss eine ausreichende Löschwassermenge zur Verfügung stehen. 
Die Löschwassermenge ist nach dem Arbeitsblatt W 405 des DVGW-Regelwerkes zu bestimmen 
(DVGW Deutscher Verein des Gas- und Wasserfaches e. V.). 

Der Netzdruck in der Versorgungsleitung darf an keiner Stelle der Entnahmemöglichkeiten (Hyd-
ranten) bei Entnahme der Löschwassermenge nach Arbeitsblatt W 405 unter 1,5 bar abfallen. 

Im Abstand von höchstens 80 bis 100 m müssen an das öffentliche Wasserversorgungsnetz ange-
schlossene Hydranten für Feuerlöschzwecke gem. DIN 3221 bzw. DIN 3222 vorhanden sein. 

Dem Einbau von Überflurhydranten gem. DIN 3222 ist dabei nach Möglichkeit der Vorzug zu ge-
ben. Sie sind so aufzustellen, dass die Gefahr der Beschädigung durch Fahrzeuge nicht besteht. 

Die Lage von Unterflurhydranten (DIN 3221) ist durch Hinweisschilder gem. DIN 4066 deutlich 
sichtbar und dauerhaft zu kennzeichnen. 

Die Hausnummern sind bereits während der Bauphase zu vergeben und an den Gebäu-
den/Baustellen anzubringen. Die Hausnummern sind in logischer Reihenfolge fortzuführen. 

Im Umfeld des Bebauungsplans befinden sich Einzeldenkmäler sowie eine Denkmalzone. Die 
Vorgaben des Denkmalschutzes sind zu beachten. Veränderungen an der äußeren Gestalt von 
Gebäuden und baulichen Anlagen bzw. Veränderungen an Gebäuden sind nach § 13 DSchG ein-
vernehmlich mit der Unteren Denkmalschutzbehörde abzustimmen. Dem Umgebungsschutz ge-
mäß § 4 DSchG bei Maßnahmen in der Nähe zu Kulturdenkmalen ist Rechnung zu tragen. 

Bodenbeschaffenheit / Baugrund im Plangebiet 6 

Bodenschutz 7 

8 Brandschutz 

Denkmalschutz / Archäologische Funde 9 

Bei den im Plangebiet durchzuführenden Erdarbeiten sind die ausführenden Baufirmen und sons-
tige an den Erdarbeiten Beteiligte durch den Bauträger/ Bauherrn auf die Bestimmungen des 
Denkmalschutzgesetzes hinzuweisen. Sie sind durch den Bauträger/ Bauherrn vertraglich zu ver-
pflichten den Beginn der Arbeiten rechtzeitig der Generaldirektion Kulturelles Erbe, Direktion Lan-
desarchäologie, Außenstelle Speyer, Kleine Pfaffengasse 10, 67346 Speyer, anzuzeigen, damit 
diese, sofern notwendig, die Arbeiten überwachen kann. Die Meldepflicht und die Haftung verblei-
ben trotzdem beim Bauträger/ Bauherrn. 

Jeder anzunehmende Fund ist unverzüglich der Generaldirektion Kulturelles Erbe, Direktion Lan-
desarchäologie, Außenstelle Speyer, Kleine Pfaffengasse 10, 67346 Speyer, oder Stadtverwaltung 
Landau, Untere Denkmalbehörde, Königstraße 21, 76829 Landau in der Pfalz, mündlich oder 
schriftlich zu melden. Sofern es zu einem anzunehmenden Fund kommt, sind der Fund und die 
Fundstelle bis zum Ablauf einer Woche nach Erstattung der Anzeige im unveränderten Zustand zu 
erhalten und soweit zumutbar, in geeigneter Weise vor Gefahren für die Erhaltung des Fundes zu 
schützen. 

Sofern archäologische Objekte angetroffen werden ist der archäologischen Denkmalpflege ein 
angemessener Zeitraum zur Durchführung von Rettungsgrabungen (in Absprache mit den ausfüh-
renden Firmen) entsprechend den Anforderungen der heutigen archäologischen Forschung einzu-
räumen. 

Die o.g. Punkte sind in den Bauausführungsplänen als Auflagen zu übernehmen. 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans liegt innerhalb der Erdbebenzone I. Auf die Vorschriften 
für das Bauen gemäß DIN 4150 „Erschütterungen im Bauwesen“ wird hingewiesen. Natürlich be-
dingte sowie geringfügige induzierte Erderschütterungen sind möglich. 

Erschütterungen 10 

11 Grundwasser 
Maßnahmen, bei denen aufgrund der Tiefe des Eingriffes in den Untergrund mit Grundwasserfrei-
legungen gerechnet werden muss, sind der Unteren Wasserbehörde vor Ausführung anzuzeigen. 

Wird im Zuge der Baumaßnahmen unerwartet Grundwasser angeschnitten, so sind die Arbeiten, 
welche zum Anschnitt geführt haben, unverzüglich einzustellen sowie die Untere Wasserbehörde 
zu informieren. 

Eine ständige Grundwasserableitung in die Kanalisation ist unzulässig. Eine befristete Wasserhal-
tung im Zuge einer Baumaßnahme bedarf der behördlichen Zustimmung. 

12 Grünordnerische Hinweise 
Die artenschutzrechtlichen Regelungen im BNatSchG (§ 44) sind einzuhalten. 
Bestehende Bäume ohne Erhaltungsgebot sind bei der Realisierung von Bauvorhaben zu beach-

von Bäumen, Pflanzenbeständen und Vegetationsflächen bei Baumaßnahmen“ Anwendung fin-
den. 

13 Kampfmittel 

                                                      
1  Die Landauer Sortimentsliste (siehe Teil B) beschreibt die nahversorgungs- und zentrenrelevanten sowie die nicht 

zentrenrelevanten Sortimente der Stadt Landau und entstammt dem Einzelhandelskonzept der Stadt Landau vom März 2010. 
Zur Kompatibilität des Vorhabens mit den landesplanerischen Zielsetzungen des LEP IV sowie dem Einzelhandelskonzept 
wurde im April 2014 durch das Büro Junker & Kruse – Stadtforschung Planung, Dortmund, eine gutachterliche Stellungnahme 
erstellt. Das Konzept sowie die gutachterliche Stellungnahme können im Stadtbauamt der Stadt Landau eingesehen werden. 

ten und nach Möglichkeit zu erhalten. Im Rahmen der Bauausführung soll die DIN 18920 „Schutz 

Es wird darauf hingewiesen, dass das Plangebiet in einem Bereich der Stadt Landau liegt, dem eine 
potenzielle Kampfmittelbelastung zugeschrieben werden kann. Es kann nicht ausgeschlossen 
werden, dass im Zuge von baulichen Eingriffen Kampfmittel aufgefunden werden. 

Abbruch-, Sondierungs- und Räumungsmaßnahmen sowie Baumaßnahmen sind mit entsprechender 
Sorgfalt durchzuführen. Die Bauherren erhalten hierzu ein Merkblatt von der Stadt Landau. Bei 
Auffinden von Kampfmitteln ist die Ordnungsbehörde der Stadt Landau bzw. die örtliche 
Polizeiinspektion umgehend zu informieren. 

14 Nachbarrecht 
Auf die Regelungen des Nachbarrechts Rheinland-Pfalz – insbesondere die Abstandsregelungen 
für Bepflanzungen (§§ 44ff. LNRG) – wird hingewiesen. 

15 Niederschlagswasser 
Bei der Planung, der Ausführung, dem Betrieb und der Unterhaltung der Versickerungsanlagen 
sind die allgemein anerkannten Regeln der Technik zu beachten (insb. ATV-DVWK Arbeitsblatt 
A 138). 

16 Plangrundlage 
Die Plangrundlage stimmt mit dem aktuellen Liegenschaftskataster überein (Stand Februar 2014) 

17 Radonvorkommen und -vorsorge 
Das gesamte Stadtgebiet Landau in der Pfalz  und damit auch das Plangebiet befinden sich in 
einem Bereich mit grundsätzlich erhöhtem Radonpotential (lt. BfS zwischen 40-100 kBq/m³ in 1 m 
Tiefe, Stand 2009). Da die Radonkonzentration je nach Untergrundbeschaffenheit lokal stark 
schwanken kann, wird Bauherren empfohlen, grundstücks- und vorhabenbezogen orientierende 
Radonmessungen in der Bodenluft durchführen zu lassen. Die erzielten Messergebnisse sollten an 
das Landesamt für Geologie und Bergbau übermittelt werden. 

Laut Umweltbundesamt kann durch die beim Bauen üblichen Schutzmaßnahmen gegen Boden-
feuchte sowie eine konstruktiv bewehrte, mindestens 0,15 m dicke Bodenplatte ein hinreichender 
Schutz für Radonkonzentrationen in der Bodenluft bis zu 100 kBq/m³ sichergestellt werden. Bei 
Radonkonzentrationen in der Bodenluft über 100 kBq/m³ sollte anstelle der vorgenannten Boden-
platte eine nach DIN 1045 bemessene und bewehrte Fundamentplatte ausgeführt und objektbezo-
gen durch radondichte Folien und Drainagen zur Erhöhung des Schutzniveaus verwandt werden. 

Nähere Erläuterungen und Hinweise können bei dem Stadtbauamt der Stadt Landau in der Pfalz 
eingeholt werden. 

18 Telekommunikationslinien der Deutschen Telekom AG  
Die Deutsche Telekom GmbH ist im Zuge der Planung mindestens 6 Monate vor Baubeginn zu 
beteiligen, um eventuelle Baumaßnahmen im Hinblick auf evtl. anzupassende TK-Linien zu koor-
dinieren. Die Kabelschutzanweisung der Deutschen Telekom GmbH ist zu beachten. 

19 Vorschriftennachweis 
Die den Planunterlagen zugrunde liegenden Vorschriften (Gesetze, Verordnungen und DIN-
Vorschriften, LAGA-/ ALEX-Hinweisblätter) können im Stadtbauamt der Stadt Landau in der Pfalz 
eingesehen werden. 

20 Wasser-, Strom- und Fernwärmeversorgung  
Die Energie Südwest Netz GmbH ist rechtzeitig vor Beginn der Erschließungsmaßnahmen zur 
Koordinierung von Erd- und Bauarbeiten für die Sicherung von Wasser-, Strom- und Fernwärme-
versorgung an der Planung zu beteiligen. 

Nähere Erläuterungen und Hinweise können durch den Bauherren bei der Stadt Landau 
eingeholt werden. 

Im Blockinnenbereich ist zudem eine Überschreitung der als Maximum definierten Traufhöhe 
ausnahmsweise um bis zu 3,50 m zulässig. 

zelhandelsbetriebes mit einer maximalen Gesamtverkaufsfläche von 2.050 m² und dem Kernsor-
timent Bekleidung sowie einem Anteil von maximal 15 % der Gesamtverkaufsfläche für sonstige
nahversorgungs- und zentrenrelevante sowie nicht zentrenrelevante Sortimente gemäß Landauer
Sortimentsliste zulässig.1 

Verfahrensvermerke

  

 

Hans-Dieter Schlimmer 

7.  Ortsübliche Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses gem. § 10 
Abs. 3 BauGB am __.__.____ 

8.  Inkrafttreten des Bebauungsplans gem. § 10 Abs. 3 BauGB am __.__.____ 

Oberbürgermeister 

 

Landau i. d. Pfalz, den __.__.____ 
Die Stadtverwaltung 

Offenlagebeschluss gem. § 3 Abs. 2 BauGB durch den Stadtrat am __.__.____ 

2.  Ortsübliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses gem. § 2 
Abs. 1 BauGB sowie der Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 
Abs. 2 BauGB am __.__.____ 

3.  Beteiligung der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher 
Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB und der Nachbargemeinden gem. 
§ 2 Abs. 2 BauGB vom __.__.____ 

4.  Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit 

5.  Endgültiger Beschluss durch den Stadtrat gem. § 10 Abs. 1 BauGB am __.__.____ 

6.  Ausfertigungsvermerk: 

Festsetzungen durch Zeichnung, Farbe, Schrift und Text mit den 
hierzu ergangenen Beschlüssen des jeweils zuständigen 
gemeindlichen Gremiums übereinstimmen und dass die für die 
Rechtswirksamkeit maßgebenden Verfahrensvorschriften eingehalten 
worden sind. 

1.  Aufstellungsbeschluss gem. § 2 Abs. 1 BauGB sowie Entwurfs- und 

Es wird bestätigt, dass der Inhalt dieses Bebauungsplanes mit seinen 

vom __.__.____ 

bis einschließlich __.__.____ 

Bestandteile des Bebauungsplans

Der Bebauungsplan besteht aus der Planzeichnung M. 1:200 sowie den textlichen Fest-
setzungen. Die Begründung ist beigefügt.
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G.  VERFAHRENSVERMERKE

1. AUFSTELLUNG (§2(1) BauGB)
 Aufstellungsbeschluss gem. § 2 Abs. 1 BauGB sowie Entwurfs- und  Offenlagebeschluss gem. § 3 Abs. 2 BauGB durch den Stadtrat

am __.__.____

2. BEKANNTMACHUNG
 Ortsübliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses gem. § 2 Abs. 1 BauGB sowie der Beteiligung der Öffentlichkeit
 gem. § 3 Abs. 2 BauGB am __.__.____

3. BETEILIGUNG DER TRÄGER ÖFFENTLICHER BELANGE (§13 Abs.2 Ziffer 2 BauGB)
 Beteiligung der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB und der Nachbargemeinden
 gem. § 2 Abs. 2 BauGB vom __.__.____

4. AUSLEGUNG (§13 Abs. 2 Ziffer 1 BauGB i. V. m. § 3 Abs. 2 BauGB)
 Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit
 vom __.__.____
 bis einschließlich __.__.____

5. ANREGUNGEN / BEDENKEN
 Es wurden Bedenken und/oder Anregungen vorgebrancht:    JA  /  NEIN
 Diese wurden am __.__.____ im Rat behandelt.

6. MITTEILUNG ÜBER DIE BESCHLUSSFASSUNG
 Endgültiger Beschluss durch den Stadtrat gem. § 10 Abs. 1 BauGB am __.__.____

7. AUSFERTIGUNG
 Es wird bestätigt, dass der Inhalt dieses Bebauungsplanes mit seinen Festsetzungen durch Zeichnung, Farbe, Schrift und Text mit

den hierzu ergangenen Beschlüssen des jeweils zuständigen gemeindlichen Gremiums übereinstimmen und dass die für die
Rechtswirksamkeit maßgebenden Verfahrensvorschriften eingehalten worden sind.

 Landau i. d. Pfalz, den __.__.____

 Die Stadtverwaltung

 
 Thomas Hirsch
 Oberbürgermeister

8. ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG
 Ortsübliche Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses gem. § 10 Abs. 3 BauGB am __.__.____

9. INKRAFTTRETEN
 Inkrafttreten des Bebauungsplans gem. § 10 Abs. 3 BauGB am __.__.____

E. BESTANDTEILE DES BEBAUUNGSPLANES

 Der Bebauungsplan besteht aus der Planzeichnung M. 1:500 sowie den textlichen Festsetzungen.
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- Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch
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- Gesetz zum Schutz vor schädlichen Bodenveränderungen und zur Sanierung von Altlasten (Bundes-Bodenschutzgesetz -
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TEXTLICHE FESTSETZUNGEN

A. PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN
 (gemäß § 9 BauGB i. V. mit § 1 - 23 BauNVO)

1. Art der baulichen Nutzung
 (§ 9 Abs. 1 Nr.1 BauGB)

 Das Bauland im Geltungsbereich dieses Bebauungsplanes wird als allgemeines Wohngebiet
ausgewiesen. Diese Ausweisung bestätigt den tatsächlichen vorhandenen, innerörtlichen
Nutzungsmix. Allgemein zulässig sind die im Vordergrund stehende „Wohnnutzung“ sowie
die weiteren Nutzungsarten nach § 4, Abs. 2 BauNVO. 

 WA = allgemeines Wohngebiet 
 Im Bereich der mit "WA 1" und "WA 2" bezeichneten Flächen gelten folgende zusätzliche

Regelungen:
 - Nutzungen im Sinne des § 4 Abs. 3 werden als nicht verträglich mit den o.a. Nutzungen

angesehen und sind deshalb ausgeschlossen.

  HINWEISE / LEGENDE

  Bauantrag nach §34 BauGB

  Allgemeines Wohngebiet / Vorhabenbezogener Bebauungsplan

  Allgemeines Wohngebiet / Vorhabenbezogener Bebauungsplan

  Zahl der Vollgeschosse als Höchstmaß

  Geschoßflächenzahl (GFZ) als Höchstmaß

  Grundflächenzahl (GRZ)

  offene Bauweise

  Baugrenze

  Stellung der Baulichen Anlagen (Hauptfirstrichtung)

  Neue Grundstücksgrenze

  Entfallende Grundstücksgrenze (durch Verschmelzung/Baulast)

  geplante interne Erschließung und Gemeinflächen,
  siehe Vorhaben- und Erschließungsplan

  Flächen für Stellplätze
  Stellplätze sind mit wasserdurchlässigen Belägen zu versehen

  Flächen für Tiefgarage

  Flachdach, bzw.
  Walmdach, Pultdach
  Dachneigung 25° - 75°

  Solaranlagen auf Dächern sind grundsätzlich zulässig.

  Maximale Traufhöhe (bezogen auf Straßenhöhe)

  Maximale Firsthöhe (bezogen auf Straßenhöhe)

  Grenze des Räumlichen Geltungsbereiches

  Abgrenzung unterschiedlicher Festsetzungen

  Flächen für das Anpflanzen von Bäumen,
  Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen

  zu pflanzender Baum

  Bestehende Gebäude

  Gebäude-Abbruch

  Höhenbezugspunkt

  Flurstücksnummern

  Erklärung zur Nutzungsschablone

WA 1

III

0,4

1,0

o

WA 2

2. Maß der Baulichen Nutzung
 (§ 9 Abs. 1 Nr.1 BauGB)

 Das Maß der baulichen Nutzung wird gemäß Eintrag in die Nutzungsschablone (vgl.
Planzeichnung) über die maximal zulässige Grundflächenzahl (GRZ), die maximal zulässige
Geschossflächenzahl (GFZ), die maximale Zahl der Vollgeschosse und die Höhe baulicher
Anlagen (Gebäudehöhe als Höchstmaß) festgesetzt.

 Für die Grund- (GRZ) und Geschoss-Flächenzahl (GFZ) sind die in der näheren Umgebung
vorhandenen Werte zu Grunde zu legen sowie die Höchstgrenzen des § 17 Abs. 1 BauNVO
zu beachten.

 Hier wird festgesetzt:

 WA1 und WA 2:
 GRZ = 0,4
 GFZ = 1,0

 Die Überschreitungsmöglichkeiten nach § 19 und 20 BauNVO sind zulässig. Zur internen
Gebietserschließung und zur Unterbringung der erforderlichen Stellplätze auf und unter dem
Baugrundstück sowie zur Errichtung von Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO (u.a.
Fahrradabstellplätze) darf die in § 17 Abs. 1 BauNVO definierte Obergrenze der
Grundflächenzahl gemäß § 19 Abs. 4 S. 3 BauNVO für die unter § 19 Abs. 3 S. 1 BauNVO
aufgeführten Anlagen bis zu einer Grundflächenzahl von 0,7 überschritten werden. Zur
Kompensation sind die Flächen der, über die 50% Überschreitung (GRZ II = 0,6)
hinausgehenden zusätzliche Flächennutzung als wasserdurchlässige Flächen herzustellen.

 Die Traufhöhe (TH) ist definiert als die Differenz zwischen dem Schnittpunkt der äußeren
Wandhaut mit der Oberkante der Dacheindeckung und der Höhe der erschließenden Straße
(OK Gehweg an der Grundstücksgrenze) an der das Grundstück erschließenden Seite am
Grenzpunkt zum angrenzende Flurstück Nr. 2534/2. Bei Gebäuden mit Attika gilt hier die
Oberkante der Attika sowie bei Gebäuden mit Staffelgeschossen die Brüstungs-Oberkante/
Attika des darunter liegenden Vollgeschosses als oberer Bezugspunkt.

 Die Firsthöhe (FH) ist definiert als die Differenz zwischen dem Schnittpunkt der Oberkanten
der Dacheindeckung und der Höhe der erschließenden Straße (wie vor definiert). Bei
Gebäuden mit Attika gilt hier die Oberkante der Attika sowie bei Gebäuden mit
Staffelgeschossen die Oberkante Attika des Staffelgeschosses als oberer Bezugspunkt.

 Hier wird festgesetzt:

 Für das WA 1:
 Maximale Traufhöhe:  11,25 m
 Maximale Firsthöhe:   13,75 m

 Für das WA 2:
 Maximale Traufhöhe:  11,25 m
 Maximale Firsthöhe:   13,75 m

 Für die Unterbringung technischer Anlagen und Einrichtungen kann die als Maximum
definierte Firsthöhe (auch unter Hinzurechnung sonstiger Überschreitungsmöglichkeiten) um
weitere bis zu 0,75 m überschritten werden.

 Höhenbezugspunkt ist hierbei jeweils der nördlichste Grenzpunkt des Plangebietes,
zwischen Flurstück Nr. 2526/16 und 2534/2, an der Zweibrücker Straße., Vgl. Planeintrag.

3. Bauweise, überbaubare Grundstücksflächen
 (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 22 BauNVO)

 Im Bereich dieses Bebauungsplanes ist die offene Bauweise gemäß § 22 Abs. 2
 der BauNVO anzuwenden. Für die in der Planzeichnung gemäß Vorhaben- und

Erschließungsplan dargestellten geplanten Gebäude wird die offene Bauweise festgesetzt.
Die erforderlichen Grenzabstände gemäß LBauO sind einzuhalten.

 
 Die überbaubaren und nicht überbaubaren Grundstücksflächen werden durch die in den

Planzeichnungen dargestellten geplanten Baukörper definiert.
 Ein Vor- oder Zurücktreten von Gebäudeteilen in geringfügigem Ausmaß ist zulässig.

Ebenfalls zulässig ist die Überschreitung der dargestellten Begrenzungslinien der geplanten
Baukörper zur Errichtung von Treppenhäusern, Feuertreppen, Vordächern und Windfängen,
sowie Balkonen etc. entsprechend den Festsetzungen der LBauO für untergeordnete
Bauteile.

4.  Nebenanlagen
 (§ 9 Abs. 1 Nr.1 BauGB)

 Nebenanlagen im Sinne des § 14 sind auf nicht überbaubaren Grundstücksflächen
zugelassen. Das Gleiche gilt für bauliche Anlagen, soweit sie nach Landesrecht in den
Abstandsflächen zulässig sind oder zugelassen werden können.

5. Festsetzungen für das Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und
sonstigen Bepflanzungen sowie Bindungen für Bepflanzungen

 (§ 9 Abs.1 Nr. 25 a + b BauGB)

 Die Pflanzliste der landespflegerischen Bewertung ist Bestandteil des Bebauungsplans und
unter Kapitel D gesondert abgedruckt.

 Begrünung des Baugrundstücks
 Die nicht überbauten Flächen des Grundstücks sind gärtnerisch anzulegen und zu

unterhalten, soweit sie nicht als Stellplatzflächen, als Zufahrten oder als Flächen sonstiger
Nutzung erforderlich sind. Zur gärtnerischen Gestaltung gehört auch die Bepflanzung mit
Bäumen und Sträuchern.

 Zu begrünende Flächen sind vorrangig mit standortgerechten heimischen Gehölzen (siehe
Pflanz- und Artenliste) zu bepflanzen. Auf diesen Flächen sind Sträucher gemäß Pflanz- und
Artenliste (siehe Anlage, b. und c.) mehrreihig in einem mittleren Abstand von 1,5 m sowie je
angefangene 200 m² der zu begrünenden Fläche ein mittel- bis großkroniger Baum gemäß
Pflanz- und Artenliste (siehe Anlage, a.) zu pflanzen.

 Abweichungen von den in der Planzeichnung vorgesehenen Baumstandorten von bis zu
maximal 5,0 m sind zulässig. Die Pflanzung hat spätestens im auf die Fertigstellung der
Baumaßnahme nachfolgenden Jahr zu erfolgen und ist mit Ersatzverpflichtung dauerhaft zu
erhalten.

 Auf den in der Planzeichnung gekennzeichneten Pflanzstreifen ist - soweit dies
platztechnisch möglich ist - eine zweireihige Hecke mit gebietsheimischen Sträuchern gemäß
Pflanzliste in Kapitel D anzulegen und dauerhaft zu unterhalten. Die Sträucher sind in diesem
Zusammenhang in der Regel in einem Abstand von 1,5 m versetzt zueinander zu pflanzen.

B. BAUORDNUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN
 (Gestaltungssatzung im Rahmen des Bebauungsplanes)
 (Aufnahme von auf Landesrecht beruhenden Regelungen in den Bebauungsplan
 gemäß § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 88 Landesbauordnung (LBauO) Rheinland-Pfalz)

1. Äußere Gestaltung baulicher Anlagen
 (§ 88 Abs. 1 Nr. 1 LBauO)

1.1. Dachform und -neigung
 Zulässig sind im WA 1 ausschließlich Flachdächer, im WA 2 sind zusätzlich auch

Walmdächer mit einer maximalen Dachneigung von 25°, sowie die Ausbildung eines
Mansarden-Geschosses mit Dachneigung bis 75° und Kniestöcke bis zur angegebenen
maximalen Traufhöhe.

 Die Dachflächen von, Sattel- und Walmdächern müssen die gleiche Dachneigung haben.
Dachaufbauten auf geneigten Dachflächen (z.B. Gauben) sind zulässig.

 Für untergeordnete Gebäudeteile, Garagen und Nebenanlagen i.S. des § 14 Abs. 1 BauNVO
sind hiervon auch abweichende Dachformen und -neigungen zulässig.

1.2 Materialien im Dachbereich
 Eine Dacheindeckung von geneigten Dächern ist nur mit nicht glänzenden, kleinteiligen

Ziegeln oder Materialien, die in ihrem Erscheinungsbild Ziegeln gleichkommen sowie als
begrüntes Dach zulässig. Ebenfalls zulässig sind Blecheindeckungen. Stark reflektierende
Materialien dürfen jedoch nicht verwendet werden.

 Die Farbe der Dacheindeckung hat aus den Farbspektren rot bis rotbraun, grau / anthrazit
sowie zinkfarben zu erfolgen.

 Nicht genutzte Flachdächer sind extensiv zu begrünen.
 Hinweis: Gemäß dem Merkblatt M 153 (Handlungsempfehlungen zum Umgang mit

Regenwasser) der Deutschen Vereinigung für Wasserwirtschaft, Abwasser und Abfall e.V.
(ATV-DVWK) ist für Niederschlagswasser, zwecks Versickerung oder Einleitung in ein
oberirdisches Gewässer, das insbesondere von unbeschichteten metallgedeckten Flächen,
die größer als 50 qm sind, abfließt, ein Wasserrechtsverfahren durchzuführen.

1.3  Fassadengestaltung
 Für die Außenwandflächen ist nur Putz sowie Sichtmauerwerk zulässig. Zur

Fassadengestaltung sind in untergeordneten Teilflächen (max 1/3 der jeweiligen
Fassadenfläche) auch andere Materialien zulässig.

 Fassaden sind überwiegend in weiß und grau zu gestalten.
 Zur Fassadengestaltung sind in Teilflächen auch kräftige und dunkel getönte Farben

zulässig.
 Für die Baukörper der zweigeschossigen Bebauung (Zweifamilienhäuser) ist eine vollflächig

farbige Gestaltung zulässig. Hierzu sind abgetönte Farben zu verwenden.

1.4 Nebengebäude
 Nebengebäude sind in Konstruktion, Material und Farbe auf das Hauptgebäude

abzustimmen.

1.5 Energie- und Warmwassergewinnungsanlagen
 Anlagen zur Energie- sowie zur Warmwassergewinnung auf dem Dach sind zulässig. Die

maximale Gebäudehöhe darf durch diese Anlagen um maximal 0,50 m überschritten werden.

2. Gestaltung der unbebauten Grundstücksflächen
 (§ 88 Abs. 1 Nr. 3 LBauO)

 Aufschüttungen und Abgrabungen des Grundstücks zur Herstellung von Zufahrten,
ebenerdigen Gebäudezugängen, sowie erforderlicher Feuerwehrzufahrten sind zulässig.  
Aufschüttungen dürfen eine Höhe von 1,00 m, Abgrabungen eine Tiefe von 1,00 m über bzw.
unter das vorhandene Gelände nicht überschreiten.

 Die nicht überbauten Grundstücksflächen der bebauten Grundstücke sind, soweit sie nicht
als Grundstückszufahrt, Stellplatz oder für sonstige zulässige Nutzungen benötigt werden,
landschaftspflegerisch bzw. gärtnerisch anzulegen und zu unterhalten.

 
 Zur Befestigung von Wegen, Zufahrten (mit Ausnahme der Tiefgaragenzufahrt) und

Stellplätzen, die sich nicht in Gebäuden befinden, sind nur versickerungsfähige Materialien
(z.B. Pflaster mit großen Fugen, Rasengittersteine, wassergebundene Decken etc.) zulässig.
Der Abflussbeiwert darf max. 0,7 betragen.

3. Einfriedungen und deren Gestaltung
 (§ 88 Abs.1 Nr.3 LBauO)

 Straßenseitige Einfriedungen sind nur in Form von Hecken und/oder durchsichtigen Zäunen
(z.B. Gitterzaun) bis zu einer Höhe von 1,20 m zulässig (Bezugshöhe: OK eigenes
Grundstück). Einfriedungen zu den angrenzenden Nachbargrundstücken hin, sind nur in
Form von Hecken und/oder durchsichtigen Zäunen (z.B. Gitterzaun) bis zu einer Höhe von
2,00 m zulässig (Bezugshöhe: OK eigenes Grundstück).

4. Werbeanlagen
 (§ 88 Abs. 1 Nr. 1 LBauO)

 Hinweisschilder auf Beruf, Gewerbe oder Wohnung sowie Werbeanlagen sind an den
Gebäudefassaden sowie der Grundstückseinfahrt nur bis zu einer Fläche von 0,30 qm je
Einzelschild zulässig. Mehrere Einzelschilder dürfen eine Gesamtfläche von 1,00 qm nicht
überschreiten. Sichtbehinderungen im Ein- und Ausfahrtsbereich sind zu vermeiden.

 Lichtwerbungen mit bewegtem, laufendem, blendendem oder im zeitlichen Wechsel
aufleuchtendem Licht sind unzulässig.

5. Sonstige bauordnungsrechtliche Festsetzungen
 (§ 88 Abs.1 Nr.1 und Nr.3 LBauO)

 Außerhalb von Gebäuden befindliche Standorte von Fahrradabstellanlagen und
Müllbehältern sind vor Einsicht aus dem öffentlichen Straßenraum abzuschirmen und in
geeigneter Weise zu umpflanzen.

C. HINWEISE UND EMPFEHLUNGEN ohne Festsetzungscharakter

1. Ordnungswidrigkeiten
 
 Verstöße gegen Festsetzungen nach § 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB (Pflanzvorschriften) werden

gemäß § 213 BauGB als Ordnungswidrigkeiten geahndet.
 Ordnungswidrig im Sinne des § 89 LBauO handelt, wer den Festsetzungen der nach § 88

LBauO i.V.m. § 9 Abs. 4 BauGB erlassenen Bauvorschriften zuwiderhandelt.

2. Freiflächen- und Bepflanzungsplan

 Zum Nachweis der geplanten Grundstücksbegrünungsmassnahmen ist mit den
Bauunterlagen ein Freiflächen- und Bepflanzungsplan einzureichen. Die festgesetzten
Begrünungsmassnahmen sind spätestens im ersten Jahr nach Bezugsfertigkeit der Gebäude
durchzuführen.

3. Baugrunduntersuchung

 Die Anforderungen der DIN 1054, DIN 4020 und DIN 4124 an den Baugrund sind zu
beachten. Die Durchführung von grundstücksbezogenen Baugrunduntersuchungen wird
empfohlen.

4. Hinweise zur Grundstücksentwässerung /
Niederschlagswasserbewirtschaftung

 
 Eine Ableitung von Drainagewasser in das öffentliche Entwässerungssystem ist nicht

zulässig.  Es wird empfohlen, das auf den Baugrundstücken anfallende, unverschmutzte
Oberflächenwasser soweit als möglich in Zisternen, Teichen o.ä. zu sammeln und einer
Wiederverwendung, z.B. zur Gartenbewässerung, zuzuführen.  Der Bau einer
Brauchwasseranlage ist dem örtlichen Wasserversorger zu melden, um eine negative
Beeinflussung des Trinkwassersystems auszuschließen. Die Bewirtschaftung/Versickerung
von Niederschlagswasser ist nicht verpflichtend.

5. Grüngestaltung und Grenzabstände

 Die nach den §§ 44 bis 47 Nachbarrechtsgesetz Rheinland-Pfalz (LNRG) erforderlichen
Grenzabstände bei Anpflanzungen sind einzuhalten. Insbesondere folgende Grenzabstände
sind zu beachten (weitere Informationen hierzu sind den §§ 44 und 45 LNRG zu entnehmen):

 Bäume (ausgenommen Obstbäume):
 - sehr stark wachsende Bäume: 4,00 m
 - stark wachsende Bäume:    2,00 m
 - alle übrigen Bäume:        1,50 m

 Obstbäume:
 - Walnusssämlinge:         4,00 m
 - Kernobst, stark wachsend:   2,00 m
 - Kernobst, schwach wachsend: 1,50 m

 Sträucher (ausgenommen Beerenobststräucher):
 - stark wachsende Sträucher:  1,00 m
 - alle übrigen Sträucher:      0,50 m

 Beerenobststräucher:
 - Brombeersträucher:        1,00 m
 - alle übrigen Beerenobststr.:   0,50 m

 Hecken:
 - Hecken bis zu 1,0 m Höhe:   0,25 m
 - Hecken bis zu 1,5 m Höhe:   0,50 m
 - Hecken bis zu 2,0 m Höhe:   0,75 m
 - Hecken über 2,0 m Höhe:    um das Maß der Mehrhöhe größeren Abstand als 0,75 m

6. Schutz des Oberbodens gemäß DIN 18915

 Vor Beginn der Bauarbeiten ist der Oberboden abzuschieben und fachgerecht bis zur
Wiederverwendung zu lagern, um seine Funktion als belebte Bodenschicht und Substrat zu
erhalten. Er darf nicht durch Baumaschinen verdichtet, mit Unterboden vermischt oder
überlagert werden. Die Vorgaben der DIN 18915 (schonender Umgang mit Oberboden) sind
zu beachten, siehe auch § 202 BauGB.

 Anfallender unbelasteter Erdaushub ist einer Wiederverwertung zuzuführen und soweit wie
möglich auf dem Baugrundstück selbst wieder einzubauen und landschaftsgerecht zu
modellieren. Ist dies nicht möglich, ist der Erdaushub auf eine Deponie zu bringen.

 Die Bereitstellung überschüssiger Aushubmassen bis zu ihrer ordnungsgemäßen Entsorgung
(Verwertung oder Beseitigung) hat so zu erfolgen, dass Beeinträchtigungen oder
Gefährdungen für die Umwelt durch z.B. Verwehungen oder Ausspülungen ausgeschlossen
sind.

7. Brandschutz

 Die Zufahrten zu den Gebäuden (Zugänge, Zufahrten, Aufstellflächen und Bewegungs-
Flächen) müssen der Anlage zur Bauaufsichtlichen Verwaltungsvorschrift Nr. 4/1988
„Flächen für den Einsatz von Brandbekämpfungs- und Rettungsgeräten auf Grundstücken“
entsprechen. Im Planungsgebiet ist zur Löschwasserversorgung eine ausreichende
Löschwassermenge bereitzustellen. Die Löschwassermenge ist nach Arbeitsblatt W 405 des
DVGW-Regelwerkes (DVGW = Deutscher Verein des Gas- und Wasserfaches e.V.) zu
bestimmen. Hydranten für die Entnahme von Löschwasser sind so anzuordnen, dass sie
jederzeit für die Feuerwehr zugänglich sind. Der Abstand zwischen den Hydranten darf nicht
mehr als 120 m betragen.

 Hausnummern sind nachvollziehbar zu vergeben. Auf eine gut sichtbare und beleuchtete
Hausnummer sollte ebenfalls geachtet werden. Liegt der Hauseingang nicht an der
Straßenseite, so sollte die Hausnummer an der zur Straße gelegenen Hauswand oder
Einfriedung angebracht werden.

8. Denkmalschutz

 Innerhalb des Plangebietes sind bislang keine archäologischen Denkmäler und Funde
bekannt. Da bei Erdbewegungen Fundstellen kulturgeschichtlich bedeutsamer Denkmäler
jedoch angeschnitten oder aus Unkenntnis zerstört werden könnten, ist der Beginn von
Erdarbeiten rechtzeitig der Generaldirektion Kulturelles Erbe, Direktion Landesarchäologie,
Außenstelle Speyer anzuzeigen.

 Der Bauträger bzw. Bauherr hat die ausführenden Baufirmen eindringlich auf die
Bestimmungen des Denkmalschutzgesetzes (DSchG) (vom 23.03.1978, GVBl. S. 159,
zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 28.09.2010, GVBl. S. 301) hinzuweisen.
Danach ist jeder zu Tage kommende archäologische Fund unverzüglich zu melden, die
Fundstelle soweit als möglich unverändert zu lassen und die Gegenstände sorgfältig gegen
Verlust zu sichern.

 Die vorgenannten Vorschriften entbinden den Bauträger bzw. Bauherrn jedoch nicht von der
Meldepflicht und Haftung gegenüber der Generaldirektion Kulturelles Erbe, Direktion
Landesarchäologie, Außenstelle Speyer.

 Sollten archäologische Objekte angetroffen werden, so ist der archäologischen
Denkmalpflege ein angemessener Zeitraum einzuräumen, damit Rettungsgrabungen, in
Absprache mit den ausführenden Firmen, planmäßig den Anforderungen der heutigen
archäologischen Forschung entsprechend, durchgeführt werden können.

 Die vorgenannten Ausführungen sind in die Bauausführungspläne als Auflagen zu
übernehmen.

9. Schutz von Kabeltrassen und Leitungen / Koordination der
Leitungsarbeiten und Erschließungsmaßnahmen

 
 Bei Anpflanzungen von Bäumen und tiefwurzelnden Sträuchern sind die

Abstandsempfehlungen der DIN 1988, die geltenden Technischen Regeln des DVGW-
Arbeitsblattes GW 125 sowie das „Merkblatt über Baumstandorte und unterirdische Ver- und
Entsorgungsanlagen“ der Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen (FGSV),
Ausgabe 1989 zu beachten.

 ndernfalls sind auf Kosten des Verursachers, in Absprache mit dem jeweiligen
Versorgungsträger, geeignete Maßnahmen zum Schutz der Leitungen (z.B. Einbau von
Trennwänden aus Kunststoff) zu treffen.

 Im Rahmen von Erschließungs- und Baumaßnahmen ist die jeweils bauausführende Firma
auf ihrer Erkundigungspflicht nach vorhandenen Versorgunganlagen hinzuweisen

 Die Träger der Ver- und Entsorgung sind grundsätzlich frühzeitig über den Beginn der
Erschließungs- und Baumaßnahmen zu unterrichten. Eine vollständige Liste der zu
informierenden Ver- und Entsorgungsträger kann bei der Stadtverwaltung Landau erfragt
werden.

10. Radonvorsorge
 
 Radon ist ein radioaktives Edelgas, das aus dem natürlich vorkommenden, radioaktiven

Schwermetall Uran entsteht. Da Uran, wenn auch nur in geringer Konzentration, fast überall
in der Erdkruste vorhanden ist, ist Radon dort ebenfalls im Erdreich nachzuweisen. Das
gasförmige Radon kann in diesem Zusammenhang mit der Bodenluft über Klüfte im Gestein
und durch den Porenraum der Gesteine und Böden an die Erdoberfläche wandern. In der
Luft außerhalb von Gebäuden wird das aus dem Boden austretende Radon sofort durch die
Atmosphärenluft auf sehr niedrige Konzentrationen verdünnt. Innerhalb von Gebäuden
können jedoch aufgrund des Bauuntergrundes und der Bauweise beträchtliche
Radonkonzentrationen auftreten. Die Radonkonzentration hängt in diesem Zusammenhang
von den folgenden Faktoren ab:
- technische Einflüsse des Bauwerks (wie z.B. Dichtigkeit des Gebäudes gegen

Radoneintritt durch die Bodenplatte und erdberührende Wände, Luftdichtigkeit von
Fenster und Türen, Lüftungsverhalten der Bewohner)

- geologische Eigenschaften des Baugrunds (Uran- bzw. Radongehalt der Gesteine und
Böden im Baugrund, Wegsamkeiten für das Radon im Erdreich, wie beispielsweise
tektonische Störungen)

 Da radioaktive Stoffe, wie Radon, die Zellen eines lebenden Organismus schädigen können,
wurde für das Land Rheinland-Pfalz eine Radon-Prognosekarte (Stand 02/2008) erstellt. Die
Karte enthält drei Radonpotenzial-Klassen, die einen Anhaltspunkt über die Höhe des
wahrscheinlichen großflächigen Radonpotenzials aufzeigen. Kleinräumig, also am konkreten
Bauplatz, können davon allerdings aufgrund der obengenannten geologischen
Einflussgrößen deutliche Abweichungen bei den Radonwerten auftreten.

 Die bisher gemessenen Radonkonzentrationen in der Bodenluft lassen jedoch den Schluss
zu, dass bei geeigneter Bauausführung praktisch überall in Rheinland-Pfalz Gebäude
errichtet werden können, die den notwendigen Schutz vor Radon bieten. Effiziente und
preiswerte Maßnahmen gegen Radon lassen sich am besten beim Bau eines Gebäudes
verwirklichen.

 Nach derzeitigem Kenntnisstand ist davon auszugehen, dass bei Radonkonzentrationen in
der Bodenluft unter 100.000 Bq/qbm bereits eine durchgehende Betonfundamentplatte und
ein normgerechter Schutz gegen Bodenfeuchte in der Regel einen ausreichenden Schutz vor
Radon bieten. Lediglich bei höheren Werten ist eine weitergehende Vorsorge anzustreben
(wie z.B. eine radondichte Folie unter der Bauplatte).

 Gemäß der Radon-Prognosekarte ist im gesamten Stadtgebiet von Landau mit einem
erhöhten Radon-Potenzial (40.000 - 100.000 Becquerel Radon pro Kubikmeter Bodenluft) zu
rechnen.

 Daher wird grundsätzlich eine projektbezogene Radonmessung in der Bodenluft des
Bauplatzes empfohlen.

11. Kampfmittel

 Es wird darauf hingewiesen, dass das Plangebiet in einem Bereich der Stadt Landau liegt,
dem eine potenzielle Kampfmittelbelastung zugeschrieben werden kann. Es kann nicht
ausgeschlossen werden, dass im Zuge von baulichen Eingriffen Kampfmittel aufgefunden
werden.

 Abbruch-, Sondierungs- und Räumungsmaßnahmen sowie Baumaßnahmen sind mit
entsprechender Sorgfalt durchzuführen. Die Bauherren erhalten hierzu ein Merkblatt von der
Stadt Landau. Bei Auffinden von Kampfmitteln ist die Ordnungsbehörde der Stadt Landau
bzw. die örtliche Polizeiinspektion umgehend zu informieren.

 Nähere Erläuterungen und Hinweise können durch den Bauherren bei der Stadt Landau
eingeholt werden.

12. Hinweise zur Berücksichtigung von Maßnahmen, die den
Belangen und Anforderungen von Menschen mit Behinderungen
entsprechen

 Im Rahmen der Realisierung von Baumaßnahmen sind auch die Belange und Anforderungen
von Menschen mit Behinderungen zu berücksichtigen, dies betrifft insbesondere bauliche
Vorkehrungen innerhalb von Gebäuden und/oder die barrierefreie Gestaltung von Frei- und
Verkehrsflächen sowie der Außenbereiche im Allgemeinen; auf die Einhaltung der
entsprechenden gesetzlichen Bestimmungen wird hingewiesen.

13. Hinweise zur Abfallentsorgung

 Die Abteilung Abfallentsorgung des Entsorgungs- und Wirtschaftsbetriebs Landau (EWL)
weist darauf hin, dass
- gemäß der aktuellen Abfallwirtschaftssatzung Abfallgefäße an der jeweils geeigneten

nächstgelegen öffentlichen Erschließungsstraße zur Leerung bereitzustellen sind,
- zur ordnungsgemäßen Abfallentsorgung gewährleistet sein muss, dass nachfolgend

aufgeführte Vorschriften, Mitteilungen und Hinweise berücksichtigt werden:
o Unfallverhütungsvorschrift (UVV) „Fahrzeuge“ (GUV-V D 29) der gesetzlichen

Unfallversicherung; Fassung vom Januar 1993
o Unfallverhütungsvorschrift (UVV) „Müllbeseitigung“ (GUV-V C 27) der gesetzlichen

Unfallversicherung; Fassung vom 01.01.1993 (Aktualisierte Ausgabe 1999) mit
Durchführungsanweisungen

o Straßenverkehrsordnung § 35 Abs. 6 (Sonderrechte für Abfallsammelfahrzeuge)

  Die aufgeführten Vorschriften, Mitteilungen und Hinweise können bei dem Entsorgungs- und
Wirtschaftsbetriebs Landau (EWL) sowie bei der Stadtverwaltung Landau erfragt werden.

14. Hinweise zum erdbebensicheren Bauen
 
 Landau liegt geologisch gesehen im Oberrheingraben, der aufgrund regelmäßig auftretender

natürlicher Erbeben als seismologisch aktive Region bekannt ist. Seismotektonisch wird der
Oberrheingraben in drei Zonen unterteilt, wobei Landau mit der Zone I in der am
schwächsten seismisch aktiven Zone liegt. Demnach ist festzuhalten, dass der
Geltungsbereich des Bebauungsplanes - wie auch das übrige Stadtgebiet - innerhalb einer
Erdbebenzone liegt und Erdbeben nicht grundsätzlich ausgeschlossen werden können.

  Auf die Vorschriften der DIN 4149 „Bauten in deutschen Erdbebengebieten. Lastannahmen,
Bemessung und Ausführung üblicher Hochbauten“ sowie der DIN 4150 Teil -1 bis -3
„Erschütterungen im Bauwesen“ wird daher hingewiesen.

15. Hinweise zu den der Planung zugrunde liegenden Vorschriften

 Die der Planung zugrunde liegenden Vorschriften (Gesetze, Verordnungen, Erlasse und DIN-
Vorschriften) können bei der Stadt Landau, Stadtbauamt, Abteilung Stadtplanung und
Stadtentwicklung (Königstraße 21, 76829 Landau) eingesehen werden.

D.  VORSCHLAGSLISTE PFLANZ- UND ARTENLISTE

 Die hier aufgeführten Pflanzenarten sind eine Auswahl der wichtigsten Arten. Die Liste ist
nicht abschließend. Entscheidend für eine standortgerechte und ökologische
Pflanzenauswahl ist die Verwendung von möglichst einheimischen Gehölzen.

 Angegeben sind weiter die Pflanzqualitäten gemäß den Gütebestimmungen des BdB (Bund
deutscher Baumschulen). Die grünordnerisch festgesetzten Pflanzungen sind mit der
angegebenen Mindestqualität oder höher durchzuführen.

 Für die Gartenflächen können auch Ziergehölze verwendet werden. Hierbei sollte darauf
geachtet werden, dass möglichst robuste und einfach blühende Arten und Sorten gepflanzt
werden. Qualifizierte Baumschulen bieten hierzu Beratung an.

 Auf die Einhaltung der Grenzabstände nach dem Nachbarrechtsgesetz Rheinland-Pfalz (§§
44 - 47 LNRG) ist zu achten.

1. Begrünung des Baugrundstücks - Bäume -
 Pflanzqualität: Hochstamm, Stammumfang 14 bis 16 cm, mit Ballen
 Mindestgröße von Pflanzbeeten: 8 qm (mit einer Mindestbreite von 1,50 m)

 Acer campestre - Feld-Ahorn Pyrus pyraster - Wildbirne
 Acer platanoides - Spitz-Ahorn Sorbus aucuparia - Vogelbeere
 Alnus glutinosa - Schwarz-Erle Sorbus torminalis - Elsbeere
 Carpinus betulus - Hainbuche Tilia cordata - Winter-Linde
 Malus silvestris - Wildapfel

2. Begrünung des Baugrundstücks - Sträucher -
 Pflanzqualität: Strauch, verpflanzt, Höhe 125 bis 150 cm

 Cornus mas - Kornelkirsche Lonicera xylosteum - Heckenkirsche
 Cornus sanguinea - Hartriegel Rosa canina - Hundsrose
 Corylus avellana - Haselnuss Rosa rubiginosa - Weinrose
 Euonimus europ. - Pfaffenhütchen  Rosa spinosissima - Bibernellrose
 Ligustrum vulgare - Liguster Prunus laurocerasus - Kirschlorbeer

3. Begrünung von Stellplätzen auf dem Baugrundstück
 Pflanzqualität: Hochstamm, Stammumfang 16 bis 18 cm, mit Ballen
 Mindestgröße von Pflanzbeeten: 8 qm (mit einer Mindestbreite von 1,50 m)

 Acer campestre - Feld-Ahorn Pyrus pyraster - Wildbirne
 Acer platanoides - Spitz-Ahorn Sorbus aucuparia - Vogelbeere
 Alnus glutinosa - Schwarz-Erle Sorbus torminalis - Elsbeere
 Carpinus betulus - Hainbuche Tilia cordata - Winter-Linde
 Malus silvestris - Wildapfel

B. BAUORDNUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN
 (Gestaltungssatzung im Rahmen des Bebauungsplanes)
 (Aufnahme von auf Landesrecht beruhenden Regelungen in den Bebauungsplan
 gemäß § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 88 Landesbauordnung (LBauO) Rheinland-Pfalz)

1. Äußere Gestaltung baulicher Anlagen
 (§ 88 Abs. 1 Nr. 1 LBauO)

1.1. Dachform und -neigung
 Zulässig sind im WA 1 ausschließlich Flachdächer, im WA 2 sind zusätzlich auch

Walmdächer mit einer maximalen Dachneigung von 25°, sowie die Ausbildung eines
Mansarden-Geschosses mit Dachneigung bis 75° und Kniestöcke bis zur angegebenen
maximalen Traufhöhe.

 Die Dachflächen von, Sattel- und Walmdächern müssen die gleiche Dachneigung haben.
Dachaufbauten auf geneigten Dachflächen (z.B. Gauben) sind zulässig.

 Für untergeordnete Gebäudeteile, Garagen und Nebenanlagen i.S. des § 14 Abs. 1 BauNVO
sind hiervon auch abweichende Dachformen und -neigungen zulässig.

1.2 Materialien im Dachbereich
 Eine Dacheindeckung von geneigten Dächern ist nur mit nicht glänzenden, kleinteiligen

Ziegeln oder Materialien, die in ihrem Erscheinungsbild Ziegeln gleichkommen sowie als
begrüntes Dach zulässig. Ebenfalls zulässig sind Blecheindeckungen. Stark reflektierende
Materialien dürfen jedoch nicht verwendet werden.

 Die Farbe der Dacheindeckung hat aus den Farbspektren rot bis rotbraun, grau / anthrazit
sowie zinkfarben zu erfolgen.

 Nicht genutzte Flachdächer sind extensiv zu begrünen.
 Hinweis: Gemäß dem Merkblatt M 153 (Handlungsempfehlungen zum Umgang mit

Regenwasser) der Deutschen Vereinigung für Wasserwirtschaft, Abwasser und Abfall e.V.
(ATV-DVWK) ist für Niederschlagswasser, zwecks Versickerung oder Einleitung in ein
oberirdisches Gewässer, das insbesondere von unbeschichteten metallgedeckten Flächen,
die größer als 50 qm sind, abfließt, ein Wasserrechtsverfahren durchzuführen.

1.3  Fassadengestaltung
 Für die Außenwandflächen ist nur Putz sowie Sichtmauerwerk zulässig. Zur

Fassadengestaltung sind in untergeordneten Teilflächen (max 1/3 der jeweiligen
Fassadenfläche) auch andere Materialien zulässig.

 Fassaden sind überwiegend in weiß und grau zu gestalten.
 Zur Fassadengestaltung sind in Teilflächen auch kräftige und dunkel getönte Farben

zulässig.
 Für die Baukörper der zweigeschossigen Bebauung (Zweifamilienhäuser) ist eine vollflächig

farbige Gestaltung zulässig. Hierzu sind abgetönte Farben zu verwenden.

1.4 Nebengebäude
 Nebengebäude sind in Konstruktion, Material und Farbe auf das Hauptgebäude

abzustimmen.

1.5 Energie- und Warmwassergewinnungsanlagen
 Anlagen zur Energie- sowie zur Warmwassergewinnung auf dem Dach sind zulässig. Die

maximale Gebäudehöhe darf durch diese Anlagen um maximal 0,50 m überschritten werden.
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